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Konsultation des Eckpunktepapiers „Rückstellungen für Stilllegungen und 

unvermeidbaren Rückbau“ 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die BK 9 hat am 16.01.2026 ein Eckpunktepapier „Rückstellungen für Stilllegun-

gen und unvermeidbaren Rückbau“ (im Folgenden kurz „Eckpunktepapier“) auf 

ihrer Website zur Konsultation veröffentlicht. Für die Möglichkeit zur Stellung-

nahme bedanken wir uns und nehmen diese hiermit gerne wahr. 

Wir begrüßen ausdrücklich die Ankündigung einer Übergangsregelung in Ab-

schn. 5.1 des Eckpunktepapiers, wonach die im Jahr 2025 gebildeten Rückstel-

lungen für Stilllegungs- und Rückbauverpflichtungen zumindest zeitversetzt in 

der Erlösobergrenze Berücksichtigung finden sollen. 

Der Hinweis der BK 9 in dem Eckpunktepapier, dass sie selbstverständlich 

keine Regelungskompetenz für die handelsrechtliche Bilanzierung hat, ist zur 

Vermeidung von Missverständnissen u.E. hilfreich. Somit ist klargestellt, dass 

sich Ansatz und Bewertung von Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkei-

ten, hier für etwaige Stilllegungs- und Rückbauverpflichtungen (künftig ggf. auch 

unter Berücksichtigung einer dann gesetzlich verankerten Duldungspflicht für 

die betroffenen Grundstückseigentümer), in den handelsrechtlichen Jahresab-

schlüssen sowie in den Tätigkeitsabschlüssen nach § 6b Abs. 3 Satz 6 EnWG 

ausschließlich nach den handelsrechtlichen Vorgaben richtet, insb. nach 

§§ 249, 253 HGB. Dabei sind auch die allgemeinen Bewertungsgrundsätze des 

§ 252 HGB zu beachten, z.B. das Vorsichtsprinzip. Daher gehen wir davon aus, 
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dass die Formulierung in Abschn. 7.2 des Eckpunktepapiers bewusst gewählt 

ist. Danach knüpft die regulatorische Anerkennung des Aufwands für die Zufüh-

rung zu Rückstellungen für Stilllegungs- und Rückbauverpflichtungen zwar an 

die Tätigkeitsabschlüsse nach § 6b EnWG an, aber nur im Wesentlichen. Das 

heißt, es ist nicht auszuschließen, dass die Regulierungsbehörde für eigene re-

gulatorische Zwecke Anpassungen vornimmt. 

Nach unserem Verständnis ist die geplante Duldungspflicht (§ 48b EnWG in der 

Fassung des Referentenentwurfs, im Folgenden kurz „E-EnWG“) kein allgemei-

ner “Freibrief”, auf den Ansatz von Rückbaurückstellungen zu verzichten. Die 

geplante Regelung hebt gesetzliche und vertragliche Entfernungsverpflichtun-

gen nicht auf, sondern konstatiert eine unentgeltliche Duldung durch die Grund-

stückseigentümer, soweit nicht einer der Ausnahmetatbestände vorliegt (vgl. 

§ 48b Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 bis 3 E-EnWG). Somit ist im Einzelfall festzustellen, 

ob bspw. die Interessen von Grundstückseigentümern an einer Entfernung der 

Gasleitungen überwiegen (§ 48b Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 E-EnWG). Ferner kann es 

bspw. im Zuge des Aufbaus einer alternativen Wärmeversorgung zu umfangrei-

chen Erdarbeiten im Rahmen der Verlegung von Fernwärmeleitungen kommen, 

aufgrund derer stillgelegte Gasleitungen ohne besonderen Aufwand entfernt 

werden können (§ 48b Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 E-EnWG). In diesen Fällen würde die 

geplante Duldungspflicht wohl nicht greifen und der Ansatz von entsprechenden 

Rückstellungen für bestehende Rückbauverpflichtungen könnte erforderlich 

werden. 

Es ist sachgerecht, dass die Bildung “überschießender” Rückstellungen vermie-

den werden muss, u.a. da diese Kosten durch höhere Netzentgelte auch heu-

tige Kunden belasten würden. Gleichzeitig muss u.E. indes vermieden werden, 

dass Netzbetreiber “sanktioniert” werden (vgl. Abschn. 8 des Eckpunktepa-

piers), die im Rahmen der geltenden handelsrechtlichen Rechnungslegungs-

grundsätze nach bestem Wissen und Gewissen bilanzieren und die Rückstel-

lungshöhe ggf. im weiteren Zeitablauf an bessere Erkenntnisse anpassen müs-

sen. Rückstellungen werden für ungewisse Verpflichtungen (dem Grunde und 

der Höhe nach) gebildet. Abweichungen der ursprünglich gebildeten Rückstel-

lung zu den späteren „Ist-Kosten“ im Erfüllungszeitpunkt der Verpflichtung sind 

systemimmanent, insb. bei langen Zeithorizonten, wie gerade bei der Stilllegung 

und dem evtl. Rückbau von Gasnetzen. 

Abschn. 7.3 des Eckpunktepapiers ist zu entnehmen, dass die BK 9 bereit wäre, 

degressive Zuführungsbeträge als nicht dem Effizienzvergleich unterliegende 

Kosten bei der Netzentgeltkalkulation zuzulassen. Dies war in dem Festle-

gungsentwurf RAMEN nicht erkennbar. Aufgrund der kurzen Konsultationsfrist 



Seite 3/3 zum Schreiben vom 06.02.2026 an die BK 9 der BNetzA, Bonn 

war unsererseits keine Erörterung dahingehend möglich, ob eine degressive Zu-

führung auch handelsrechtlich zulässig sein kann. Eine entsprechende Befas-

sung werden wir aber gerne vornehmen. 

Abschließend möchten wir auf die in der Praxis bestehende Vielzahl von Pacht-

Konstellationen hinweisen. Die Festlegung RAMEN sowie das Eckpunktepapier 

gehen derzeit nicht auf die Besonderheiten dieser Konstellationen ein, z.B. in 

welcher Form beim Verpächter anfallende Kosten für Rückbaurückstellungen 

regulatorisch Berücksichtigung finden. Zu diesen Besonderheiten bedarf es u.E. 

dringend konkretisierender Erläuterungen. Ferner wären Regelungen in der ge-

planten Festlegung für die Übertragung von Netzen bzw. für Betreiberwechsel 

wünschenswert. 

Wir hoffen, dass unsere Anmerkungen hilfreich sind und stehen für Rückfragen 

gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Daniel P. Siegel Cathérine Viehweger, WP StB 

 Technical Principal Energy 


